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Zur Erstattung von Aufwendungen nach Teilungsabkommen 
 
§ 116 Abs. 9 SGB X 
 
Urteil des LG Münster vom 04.12.2014 – 08 O 56/14 – 

 

Die Klägerin, ein Unfallversicherungsträger, verlangt von der Beklagten, einer Haftpflichtversi-
cherung (H), den hälftigen Ersatz von Aufwendungen für ihre Versicherte Frau M. aus dem zwi-
schen den Parteien geschlossenen Teilungsabkommen (TA) und begehrt die Feststellung der 
zukünftigen Einstandspflicht der Beklagten. 
Die Versicherte Frau M. befuhr in 2010 im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit einen Radweg in 
Münster. Dabei stieß sie mit der rechten Seite ihres Lenkers an einen Laternenmast, kam ins 
Straucheln und zu Fall. Die nachfolgende, bei der Beklagten versicherte Radfahrerin (R), kam 
nach einem Kontakt ihres Fahrrades mit dem Vorderrad der M. ebenfalls zu Fall. Zwischen den 
Parteien ist der genaue Unfallhergang umstritten, insbesondere, ob M. bereits durch das Tou-
chieren des Laternenpfahls oder erst durch das Auffahren der R zu Boden ging. Nach ihrem 
Sturz wurde M. zunächst ambulant behandelt und wenige Monate später am rechten Knie ope-
riert. 
Im TA hatten die Parteien u. a. vereinbart, dass es Anwendung finde, wenn die BG Ersatzan-
sprüche nach § 116 SGB X gegen eine bei H versicherte Person erhebe; H verzichte auf die 
Prüfung der Haftungsfrage. § 1 Abs. 3 des TA lautet: „Im Bereich der allgemeinen Haftpflicht 
ist Voraussetzung für die Anwendung des Teilungsabkommens ein ursächlicher Zusammen-
hang im Sinne der Rechtsprechung des BGH zwischen Schadensereignis und versichertem Ri-
siko. Das Teilungsabkommen findet hingegen keine Anwendung, wenn nach dem unstreitigen 
Sachverhalt kein objektiver Verstoß gegen Sorgfalts- und Verhaltensvorschriften vorliegt…“. 
 
Das LG hat der Klage stattgegeben. Das TA finde Anwendung, da die Klägerin Ansprüche 
nach § 116 SGB X gegen die bei der Beklagten Versicherten erhebe. Es bestehe auch ein ur-
sächlicher Zusammenhang im Sinne der Rechtsprechung des BGH zwischen dem Scha-
densereignis und dem versicherten Risiko. Dieser sei gegeben, wenn das Schadensereignis 
seiner Art nach in den Gefahrenbereich falle, für den H Versicherungsschutz zu gewähren ha-
be. Versicherungsschutz habe H nicht nur zur Befriedigung, sondern auch zur Abwehr unbe-
rechtigter Schadensersatzansprüche zu gewähren (vgl. S. 7, b des Urteils). Ob dem Versiche-
rungsnehmer eine objektive Pflichtverletzung anzulasten sei, sei unerheblich, da die Partei-
en auf die Prüfung der Haftungsfrage verzichtet hätten und jede andere Auslegung dem 
Wortlaut und dem Zweck des TA widerspräche (vgl. Urteil des BGH vom 01.10.2008 – VI ZR 
285/06 – [UVR 003/2009, S. 179]). 
Die Anwendung des TA scheitere auch nicht daran, dass kein objektiver Verstoß gegen Sorg-
faltspflichten vorliege (§ 1 Abs. 3 des TA). Ein Groteskfall im Sinne der Rechtsprechung des 
BGH liege nicht vor. Die Kammer verkenne nicht, dass der Nachweis eines Mitverursa-
chungsbeitrages der bei H versicherten R nicht erbracht sei. Dies sei aber nach dem TA 
nicht erforderlich, denn durch ein TA würden auch Fälle erfasst, bei denen sich eine Haftung 
tatsächlich nicht feststellen ließe; dies werde dadurch kompensiert, dass in Fällen voller Haf-
tung im TA auch nur nach der vereinbarten Quotenregelung Ersatz zu leisten sei (vgl. S. 8 des 
Urteils).  
Auf die Unfallbedingtheit der Aufwendungen komme es nicht an, da der Verzicht auf die Haf-
tungsfrage auch die haftungsausfüllende Kausalität erfasse (vgl. S. 8, d des Urteils). Das 
TA gehe dabei davon aus, dass die Klägerin nur solche (übergangsfähigen) Aufwendungen tä-
tige, zu denen sie verpflichtet sei und die sie in der Regresskostenaufstellung gelistet habe.  
Der Antrag auf Feststellung der zukünftigen Eintrittspflicht der H für das Unfallereignis sei 
klarstellend dahingehend auszulegen gewesen, dass davon keine Ansprüche umfasst wür-
den, die über die vertraglich als ersatzfähig festgelegten Ansprüche hinausgingen. Die Klägerin 
habe ferner einen Anspruch auf Verzinsung des geltend gemachten Anspruchs und Erstattung 
der vorprozessualen Anwaltskosten, da die H die Erfüllung des Anspruchs abgelehnt habe.  

http://dokcenter.dguv.de/livelink/livelink.exe/fetch/2000/1860033/1905001/1907977/03_2009_08.pdf?nodeid=1907999&vernum=-2
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Das Landgericht Münster hat mit Urteil vom 04.12.2014 – 08 O 56/14 –  
wie folgt entschieden: 
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